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Übertragung der Verkehrssicherungspflicht auf den Mieter;
Genossenschaftswohnung

10. BGB §§305, 305c, 306, 307, 823

Die Übertragung der Verkehrssicherungspflicht auf den
Mieter kann wirksam bereits im Dauernutzungsvertrag
geregelt sein und in der Hausordnung lediglich konkre-
tisiert werden.

Eine unangemessene Benachteiligung ergibt sich auch
nicht aus der ausschließlichen Heranziehung der Erdge-
schossmieter. Im Mietrecht existiert- kein allgemeiner
Gleichbehandlungsgrundsatz.

Die rechtliche Gleichstellung der Mitglieder ist aller-
dings nicht absolut. Inhalt des Gleichbehandlungs-
grundsatzes ist vielmehr, einzelne Mitglieder der Ge-
nossenschaft nicht ohne sachlichen Grund anders zu
behandeln als andere Mitglieder.

LG Köln, Urteil vom 25.7.2013
1 S 201/12

Aus den Gründen:
1. Räumen von Schnee bzw. Glatteis

Die Übertragung der Pflicht zur Schnee- bzw. Glatteisräu-
mung auf den Mieter in §2 Ziff.4 des Dauernutzungsvert-
rages i. V. m. der Hausordnung ist wirksam.

a. Ob die mit der Regelung einhergehende Übertragung
der Verkehrssicherungspflicht allein durch Regelung in
der Hausordnung erfolgen könnte (dafür: LG Karlsruhe,
BeckRS 2011, 11041; OLG Frankfurt, NJW 1989, 41; ab-
lehnend LG Stuttgart, WuM 1988, 399; skeptisch auch
OLG Hamm, NZM 2013, 358; OLG Dresden, NJWE-
MietR 1996, 241), bedarf keiner Entscheidung, da die
Übertragung bereits im Dauernutzungsvertrag geregelt ist
und in der Hausordnung lediglich konkretisiert wird.

b. Die einschlägigen Klauseln im Dauernutzungsvertrag
bzw. der Hausordnung — jeweils allgemeine Geschäftsbe-
dingungen gemäß §305 Abs.1 Satz 1 BGB — sind nicht un-
wirksam gemäß §§305c Abs.1, 306 Abs.1 BGB.

Die Klauseln sind nach-dem äußeren Erscheinungsbild des
Vertrages nicht überraschend. Vielmehr sind die Regelun-
gen in §2 Ziff.4 auf S.3 des Dauernutzungsvertrags
(„Nutzungsgebühr und Nebenleistungen") bzw. auf S.2
der Hausordnung unter der gesonderten Zwischenüber-
schrift „Schnee, Glatteis und Frostgefahr" leicht auffind-
bar und klar verständlich.

Die vertragliche Regelung weicht auch nicht so erheblich
von der dispositiven gesetzlichen Regelung ab, dass sich
die Klauseln aus diesem Grund als überraschend i.S. von
§305c BGB darstellen würden. Richtig ist zwar, dass nach
§535 Abs.1 BGB der Vermieter die Mietsache in einem
zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand zu er-
halten hat, wozu grundsätzlich auch die Befreiung des Zu-
gangs von Schnee und Eis gehört; diese Verpflichtung 
wird auf die Erdgeschossmieter abgewälzt. 

Gegen die Annahme einer Überraschungsklausel spricht
jedoch zum einen, dass die Abwälzung der Schneeräum-
bzw. Streupflichten auf die (Erdgeschoss-)Mieter, wie der
Kammer aus verschiedenen ähnlich gelagerten Fällen be-
kannt ist, im hiesigen Gerichtsbezirk nicht unüblich ist.
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Fiir einen strengeren Einbeziehungsmaf g stab in Gestalt ei-
ner entsprechenden Orts- und Verkehrssitte (so Eisen-
schmid in: Schmidt-Futterer, a. a. O. §535 Rdnr.162) bie-
tet die gesetzliche Regelung in §§305 ff. BGB keinen aus-
reichenden Anhalt.

Dariiber hinaus spricht gegen die Annahme einer überra-
schungsklausel, dass die Regelung an die im Vergleich
zum Vermieter gröfgere Sachnahe der vor Ort lebenden
Mieter anknüpft. Wegen der (noch) graeren Sachnähe
fart schliefg lich auch die ausschliefgliche Heranziehung
der beiden Erdgeschossmieter unter Ausschluss der ande-
ren sechs Mietparteien nicht zur Annahme einer über-
raschenden Klausel i. S. von §305c BGB. Dass diese Kon-
kretisierung erst in der Hausordnung erfolgt, führt zu kei-
nem anderen Ergebnis, da nach dem Mietervertrag jeder
Mieter — mithin auch der Erdgeschossmieter — damit rech-
nen muss, nach Mafggabe der näheren Bestimmungen in
der Hausordnung zum Winterdienst verpflichtet zu sein.

c. Die vereinbarte Regelung benachteiligt den Mieter
auch nicht unangemessen i. S. von §307 Abs.1, 2 BGB.

Die Regelung verstat nicht gegen die Bestimmtheitsan-
forderungen (§307 Abs.1 Satz 2 BGB); sie ist ldar und ein-
deutig (vgl. allgemein zu diesen Anforderungen BGH,
NJW 2008, 1440 m. w. N.).

Eine unangemessene Benachteiligung ergibt sich auch
nicht aus der ausschliefglichen Heranziehung der Erdge-
schossmieter. Im Mietrecht existiert kein allgemeiner
Gleichbehandlungsgrundsatz. Vielmehr hat der Mieter
ilber §242 BGB das Willkürverbot aus Art.3 GG zu beach-
ten (Eisenschmid, in: Schmidt-Futterer, Mietrecht, 2013,
§535 Rdnr.104). Daneben erfordert auch der genossen-
schaftliche Gleichheitsgrundsatz im Mietverhältnis eine
willkürfreie, auf sachlich nachvollziehbare Kriterien ge-
stiitzte Behandlung der Mitglieder, die den unterschiedli-
chen Verhältnissen Rechnung trägt. Der Grundsatz der
Gleichbehandlung basiert auf dem genossenschaftlichen
Treueverhältnis. Die rechtliche Gleichstellung der Mitglie-
der ist allerdings nicht absolut. Inhalt des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ist vielmehr, einzelne Mitglieder der Ge-
nossenschaft nicht ohne sachlichen Grund anders zu be-
handeln als andere Mitglieder. Der Gleichheitsgrundsatz
des Genossenschaftsrechts verlangt mithin einen einheitli-
chen Gleichbehandlungsmaf g stab (LG Köln, WuM 1997,
447; Eisenschmid, a. a. O. Rdnr.106). Nach diesen Grund-
sätzen ist die Heranziehung (nur) der Erdgeschossmieter
zum Winterdienst durch em n ausreichendes sachliches Un-
terscheidungskriterium gedeckt, die besondere räumliche
Nähe ihrer Wohnungen zu der zu bearbeitenden Fläche.

Auch aus der absoluten Belastung der Erdgeschossmieter
ergibt sich im Ergebnis keine unangemessene Benachteili-
gung i. S. von §307 BGB. Zwar bleibt far eine interne Las-
tenverteilung nur wenig Spielraum, wenn nur die beiden
Erdgeschofg -Mieter zum Winterdienst herangezogen wer-
den und nicht auch die übrigen sechs Mietparteien. Auch
mag zutreffen, dass der bei den Erdgeschoss-Mietern anfal-
lende Arbeitsaufwand selbst im Jahresmittel nicht durch
den geringen ganzjahrigen „Paterreabzug" von 2,56 EUR
pro Monat ausgeglichen wird (wobei zwischen den Par-
teien bereits streitig ist, ob der Abzug überhaupt diesem
Zweck dient). Im mehrjahrigen Durchschnitt wird sich die
Arbeitsbelastung aufgrund der im Gerichtsbezirk herrsch-

enden klimatischen Verhältnisse mit vergleichsweise
schneearmen Wintern aber in engen Grenzen halten.
Auch der Kläger trägt zudem nicht vor, dass die zu be-
treuende Fläche besonders gra bemessen ware. Dass die
Flache far den Erdgeschamieter direkt vor der Woh-
nungs- bzw. Haustür liegt, trägt ebenfalls dazu bei, den Ar-
beitsaufvvand der Verpflichtung zum Räumen von Schnee
bzw. Glatteis in angemessenen Grenzen zu halten.

Eine unangemessene Benachteiligung des Mieters ergibt
sich im Ergebnis auch nicht aus der mit der Obertragung
der Verkehrssicherungspflicht verbundenen Überbilrdung
eines Haftungsrisikos. Es liegt kein unzulassiger Haftungs-
ausschluss gemafg §309 Nr.7a BGB vor, da nicht die Haf-
tung des VerWenders für die Verletzung bestimmter
Schutzgöter im Innenverhaltnis zu dem anderen Teil be-
schränkt wird. Die Oberbürdung des Haftungsrisikos führt
im Ergebnis auch nicht zu einer unangemessenen Benach-
teiligung des anderen Teils gernafg §307 Abs.1 BGB. Hier-
far spricht entscheidend, dass die dem Mieter auferlegte
Belastung dadurch begrenzt wird, dass sich die Anforde-
rungen an den Verkehrssicherungspflichtigen, die dieser
zur Abwendung einer etwaigen Haftung nach §823 BGB
einzuhalten hat, an den Grenzen des Möglichen und Zu-
mutbaren orientierten:

Die rechtlich gebotene Verkehrssicherung umfasst diejeni-
gen Mafg nahmen, die emn umsichtiger und verstandiger, in
vernünftigen Grenzen vorsichtiger Mensch für notwendig
und ausreichend halt, um andere vor Schaden zu bewah-
ren. [ ] Haftungsbegrundend wird eine Gefahr erst
dann, wenn sich die naheliegende Möglichkeit ergibt, dass
Rechtsgöter anderer verletzt werden können. Hiernach
sind die Vorkehrungen zu treffen, die nach der Intensitat
der Gefahr und den Sicherheitserwartungen des jeweiligen
Verkehrs im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren geeig-
net sind, die Schädigung anderer tunlichst abzuwenden,
die bei bestimmungsgemafg er oder bei nicht ganz fern lieg-
ender bestimmungswidriger Nutzung drohen.

Ein Tätigwerden des Verkehrssicherungspflichtigen ist erst
dann geboten, wenn Gefahren bestehen, die auch far ei-
nen sorgfältigen Benutzer nicht oder nicht rechtzeitig er-
kennbar sind und auf die er sich nicht oder nicht rechtzei-
tig einzurichten vermag. Dabei kommt es zur Bestimmung
dessen, was vom Verkehrssicherungspflichtigen an Siche-
rungsmafg nahmen einerseits und vom Benutzer an eigener
Aufmerksamkeit und Vorsicht andererseits zu fordern ist,
immer auf die Umstände des Einzelfalls an. Allgemein
gilt, dass Sicherungsmafg nahmen umso eher zumutbar
sind, je gröfg er die Gefahr und die Wahrscheinlichkeit ih-
rer Verwirklichung sind (BGH, NJW-RR 2005, 251 — Be-
nutzung von Wasserrutschen).

Gegen eine unangemessene Benachteiligung des Mieters
durch die Uberbürdung der Verkehrssicherungspflicht
spricht schliefg lich auch, dass der Mieter die Möglichkeit
hat, das verbleibende Haftungsrisiko durch Abschluss ei-
ner entsprechenden Versicherung abzudecken.

d. Ob auf die streitgegenständliche Regelung §§613, 275
Abs.1, 3 BGB entsprechend anwendbar sind (vgl. allge-
mein AG Hamburg-Altona, BeckRS 2009, 08292), kann of-
fenbleiben, da das Unvermögen des Klagers zur Erbrin-
gung des Winterdienstes durch die Angaben in der Klage-
schrift jedenfalls nicht ausreichend dargelegt ist. Insbeson-
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dere bleibt offen, ob und in welchem Umfang die angege-
benen Krankheitserscheinungen den Kläger tatsachlich be-
eintrachtigen. Der Mager hat seine Angaben auch nicht
vertieft, nachdem die Beklagte dies in der Klageerwiderung
bestritten und auf die fehlende Vorlage von Belegen auf-
merksam gemacht hatte.

2. Abschliefg en der Haustür

Die in der Hausordnung unter der überschrift „Schutz des
Hauses" geregelte Verpflichtung der ErdgeschoEmieter,
die nach auEen führenden Tören abends bis zu einer be-
stirnmten Uhrzeit — im Winter spatestens urn 21.00 Uhr,
im Sommer spatestens urn 22.00 Uhr — abzuschliefgen,
halt einer Klauselprüfung nach §§305 ff. BGB stand.

a. Die Regelung ist nicht überraschend i. S. von §305c
BGB. Solches ergibt sich insbesondere nicht aus dem au-
fg eren Erscheinungsbild im Kontext der Gesamtregelung,
die sich aus der Dauernutzungsvereinbarung und der
Hausordnung zusammensetzt. Der Regelungsort im Ab-
schnitt „Schutz des Hauses" der Hausordnung ist vom Re-
gelungsaufbau her stimmig; die Auffindbarkeit der Rege-
lung ist gewährleistet. Hieran andert — schon im Hinblick
auf die ilberschaubare Gesamtlänge der Hausordnung —
nichts, dass die Regelung nicht eigens durch eine (Zwi-
schen-)überschrift ausgewiesen ist. Die Regelung ist
schlieElich auch dem Inhalt nach nicht so ungewöhnlich,
dass der Mieter hiermit im Rahmen einer Hausordnung
nicht rechnen mösste.

b. Die Regelung benachteiligt den Mieter nicht unange-
messen gerra §307 Abs.1, 2 BGB. Zwar sehen die gesetz-
lichen Vorschriften (§§535 ff. BGB) keine Pflicht des Mie-
ters zum Abschliefgen der Haustür vor, so dass die Klausel
von der dispositiven Gesetzeslage zum Nachteil des Mie-
ters abweicht. Gegen eine unangemessene Benachteiligung
des Mieters spricht jedoch entscheidend die geringe Ar-
beits- und sonstige Belastung, die mit der dem Mieter auf-
erlegten Verpflichtung einhergeht. Insbesondere ist die
Verpflichtung nicht mit einem nennenswerten Haftungsri-
siko verbunden. Hinzu kommt, dass viele Mieter bereits
im eigenen Sicherheitsinteresse — d. h. auch ohne eine ent-
sprechende vertragliche Verpflichtung — so vorgehen wör-
den wie in der Hausordnung vorgeschrieben.

Die Regelung in der Hausordnung ist auch nicht gemafg
§134 BGB nichtig. Selbst wenn man davon ausgehen
de, dass die Brandschutzvorschriften §§17 Abs.3, 37
Bau0 NW das nachtliche Abschliefg en von Haustören un-
tersagen, ware §134 BGB bei einem Versta gegen bauord-
nungsrechtliche Vorschriften jedenfalls nicht anwendbar.
Die Uberwachung dieser Vorschriften obliegt den Baube-
hörden, die etwaigen Verboten durch verwaltungsrechtli-
che Maig nahmen Nachdruck verleihen können. Daneben
hat die zivilrechtliche Nichtigkeit keinen Platz (BGH,
NJW 1980, 775; OLG Hamm, FGPrax 2001, 226).

Abstellen der Wasserleitung bei starkem Frost

Die in der Hausordnung unter der Oberschrift „Schnee,
Glatteis und Frostgefahr" geregelte Verpflichtung des Erd-
geschossmieters zum nächtlichen Abstellen des Wassers
i m Keller „bei starkem Frost", Entleeren „[der] Leitung"
und Benachrichtigung aller Hausbewohner ist gemäE
§§306 Abs.1, 307 Abs.1 BGB unwirksam. Das gemafg
§256 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse des Klägers
ist gegeben. Der Klager hat em n berechtigtes rechtliches In-

teresse an der Beseitigung der rechtlichen Unsicherheit
tiber die Wirksamkeit der Klausel im laufenden Mierver-
haltnis, dies schon im Hinblick auf die hiermit verbunde-
nen Haftungsrisiken.

Die angegriffene Klausel benachteiligt den Mieter entge-
gen Treu und Glauben unangemessen, §307 Abs.1 BGB.
Dies ergibt sich bereits daraus, dass die Verpflichtung zu
unbestimmt ist, §307 Abs.1 Satz 2 BGB.

Far den Mieter bleibt unklar, unter welchen Umstanden
seine Verpflichtung zum Abstellen des Wassers im Keller
eingreift, da die unbestimmte Wendung „starker Frost"
nicht näher definiert wird. Eine solche Eingrenzung ware
erforderlich gewesen, zumal die Beklagte — anders als der
Mieter — ohne Weiteres überschauen könnte, ab welcher
Temperatur das Abstellen des Wassers erforderlich ist.

Weiterhin geht aus der Regelung nicht bzw. nicht ausrei-
chend hervor, welche Pflichten den Mieter treffen. Insbe-
sondere wird „die Leitung", die der Mieter zu entleeren
hat, nicht naher beschrieben. Ohne weitere Erläuterung
bzw. Eingrenzung kann die Beklagte jedoch nicht erwar-
ten, dass emn Mieter die Beschreibung in der Hausordnung
nachvollziehen und den tatsächlichen Gegebenheiten zu-
ordnen kann.

Entsprechendes gilt för die Frage, wie das „Entleeren" der
Leitung durchzufiihren ist.

SchlieElich ist auch die Verpflichtung des Mieters zur Be-
nachrichtigung aller Hausbewohner zu unbestimmt, da
unklar bleibt, welche konlcreten Handlungen vom Mieter
verlangt werden. Immerhin betrifft die Verpflichtung die
Nachtzeit zwischen 22:00 und 06:00 Uhr.

Anmerkung:
1. Die Entscheidung behandelt drei mietvertragliche Re-
gelungen, denen im vorliegenden Fall eines gemeinsam
ist: Sie können regelungstechnisch nicht gerade als ge-
glückt bezeichnet werden. Die häufig vorkommende Korn-
bination von Mietvertrag l) und Hausordnung zur Bestim-
mung der Pflichten des Mieters bereitet immer wieder
Schwierigkeiten. Eine Verortung zusammengehöriger Re-
gelungen im Mietvertrag selbst ware vorzuziehen.

Durch die Hausordnung wird geregelt, welcher Gebrauch
vertragsgernaE im Shine des §535 Abs.1 Satz 2 BGB bzw.
vertragswidrig im Sinne des §541 BGB ist. Es besteht des-
halb m.E. kein Gegensatz zwischen einer Hausordnung
und einer mietvertraglichen Gebrauchsregelung.2)

Daraus folgt, dass sich die Hausordnung auf Gebrauchsre-
gelungen zu beschränken hat. Tatigkeitspflichten gehören
nicht in eine Hausordnung. 3) Allenfalls können dort die
Modalitäten einer bereits vertraglich vereinbarten Ver-
pflichtung geregelt werden, 4) z. B. emn Zeitplan fin- eine
mietvertraglich vereinbarte Hausreinigung. Unwirksam
sind solche Regelungen freilich nicht allein deshalb, weil
sie unter der Uberschrift „Hausordnung" stehen. 5) Sie kön-

1) Im entschiedenen Fall handelte es sich um einen Dauernutzungsvertrag,
was aber aus mietrechtlicher Sicht nicht entscheidend ist.

2) Schmid, NJW 2013, 2145 (2147); a.A. Eisemchmid , in: Schmidt-Futterer,
Mietrecht, 11.Aufl., 2013, §535 Rdn.329.

3) Unniitzer in: Harz/Riecke/Schmid, Handbuch des Fachanwalts Miet-
und Wohnungseigentumsrecht, 4.Aufl. (2013), Kap. 7 Rdn.73.

4) Riecke, in: Schmid/Harz, Mietrecht, 4.Aufl., 2014, Anh.1 Rdn.18.
5) Hitp aft/Kappus, NJW 2013, 565 (569).
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nen aber je nach Ausgestaltung im Einzelfall aus diesem
Grunde tiberraschend im Sinne des §305c Abs.1 BGB
sein.°

2: Das Urteil bejaht im Ergebnis zu Recht eine wirksame
Ubertragung der Räum- und Streupflicht.

a) Dabei stellt das Gericht darauf ab, dass die Obertragung
der Verkehrssicherungspflicht bereits im Mietvertrag gere-
gelt ist und in der Hausordnung lediglich konkretisiert
wire Offen gelassen wird, ob die Obertragung der Räum-
und Streupflicht allein in einer Hausordnung erfolgen
könne.8)

b) Eine überraschende Klausel im Sinne des §305c BGB
hat das Gericht überzeugend verneint. Dabei kommt es al-
lerdings in diesem Zusammenhang weniger darauf an, dass
der Erdgescho g mieter eine grö gere „Sachnähe" hat, als da-
rauf, dass die Ubertragung des Winterdienstes ortsiiblich
ist9) und dass auf Grund der Reglungen im Mietvertrag mit
entsprechenden Regelungen in der Hausordnung gerech-
net werden musste. Dagegen ware eine Regelung allein in
der Hausordnung wohl tiberraschend. 1 ° ) Maggebend ist
auch die konkrete Situation des Mietobjekts. Eine überra-
schung wird bei vermieteten Einfamilienhäusern in der Re-
gel nicht, bei grofg en Mietshausern meist gegeben sein. Ftir
alles, was dazwischen liegt, kommt es auf die Umstände
des Einzelfalles an." ) Als tiberraschend und unzumutbar
wird eine Klausel angesehen, die nur drei von 24 Mietpar-
teien mit dem Winterdienst belastet. 12) Ftir den Vermieter
empfiehlt sich in jedem Fall em n besonderer, am besten ge-
sondert zu dokumentierender Hinweis, da eine Uberra-
schung im Sinne des §305c Abs.1 Satz 1 BGB nicht vor-
liegt, wenn der Mieter die Klausel kennt oder mit ihr rech-
nen muss.13)

c) Einen allgemeinen Grundsatz, wonach alle Mieter im
Hause in jeder gleich zu behandeln sind, gibt es nicht.14)
Bei der Aufstellung der Hausordnung ist jedoch grundsätz-
lich auch auf die Einhaltung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes zu achten. 15) Für eine Differenzierung gentigt
jedoch jeder sachlicher Grund. 16) Dieser sachliche Grund
kann auch darin liegen, dass die Erdgeschossmieter räum-
lich der zu streuenden Fläche näher sind. 17) Dartiber hi-
naus gilt der Gleichbehandlungsgrundsatz nur, wenn es
urn die Gebrauchsrechte geht. 18) Die Ubernahme besonde-
rer Pflichten kann jeder Mieter mit dem Vermieter verein-
baren, woraus wiederum erhellt, dass solche Pflichten
nicht in die Hausordnung gehören.")

d) Der für die Mieter lu-itischste Punkt ist die Haftung bei
einer Verletzung der Verkehrssicherungspflicht. Bei. Ge-
werberaummietverhältnissen wird die Übernahme der Ver-
kehrssicherungspflicht für zulassig erachtet.' ) Bei einem
Mietvertrag tiber Wohnraum wird sie teilweise in Allge-
meinen Geschäftsbedingungen far unwirksam gehalten.
Dem ist jedoch nicht zu folgen.' ) Halt man eine übertra-
gung der Verkehrssicherungspflicht grundsätzlich und in-
dividualvertraglich fur zulässig, so könnten sich Bedenken
gegen eine formularmag ige Übertragung lediglich aus
§305 ff. BGB ergeben. Eine Heranziehung von §309 Nr.7
Buchst. a) BG13 22) erscheint nicht gerechtfertigt, da ja gera-
de die Verpflichtung zur Schadensverhinderung iibertra-
gen werden so11. 23) Auch eine unbillige Benachteiligung im
Sinne des §307 BGB wird meist nicht vorliegen. 24) Was

dem Grundstfickseigenttimer zugemutet wird, kann in der
Regel auch von einem Mieter verlangt werden.25)

3. Nicht zuzustimmen ist dem Gericht in dem Punkt
„Abschliefg en der Haustiir". Diese Regelung ist tiberra-
schend im Sinne des §305c BGB. Hierauf ist im Mietver-
trag selbst nicht hingewiesen. 26) In der Hausordnung muss-
te man mit dieser Arbeitspflicht nicht rechnen. Ob sie da-
rtiber hinaus nicht ungewöhnlich ist, wie das LG Köln
meint, erscheint zweifelhaft, da eher elektrische Schlie gan-
lagen als tiblich zu bezeichnen sind. Anders als beim
Schneeräumen handelt sich dabei urn eine Pflicht, die Tag
ftir Tag zu erftillen ist. Jedes Mal, wenn der Mieter verhin-
dert ist, muss er fill- eine Vertretung sorgen, was auch eine
erhebliche Beeinträchtigung der Privatsphare darstellt. Es
liegt deshalb eine unangemessene Benachteiligung im Sin-
ne des §307 BGB vor.

Besonders bedenklich erscheint die Auffassung des Ge-
richts, dass es auf öffentlich-rechtliche Brandschutzvor-
schriften nicht ankommt. Dem Mieter ist es bereits nicht
zuzumuten, in einem Haus zu wohnen, in dem vorsätzlich
gegen Brandschutzvorschriften versto gen wird, und erst
nicht, vorsätzlich gegen diese Vorschriften zu verstofgen.
Die Klausel ist deshalb zu mindesten unangemessen im
Sinne des §307 BGB. Die vom LG Köln zitierten Entschei-
dungen des BGH und des OLG Hamm betrafen anders ge-
lagerte Sachverhalte. In beiden Fallen war nicht dariiber
zu entscheiden, oh — wie hier — eine Verpflichtung wirk-
sam ist, die gerade darauf abzielt, gegen öffentlich-rechtli-
che Vorschriften zu verstogen.

4. Was das „Abstellen der Wasserleitung" betrifft, ist das
Urteil in Ergebnis und Begrundung zutreffend.

5. Fazit: Angesichts der immer wieder auftretenden Strei-
tigkeiten ilber Regelungen in Hausordnungen verwundert
es, dass sich die Mietvertragsverfasser nicht entschliefgen
können, die Tätigkeitspflichten der Mieter im Mietvertrag
oder in einer gesonderten Urkunde zu regeln, wenn man
schon den nicht meist einfacheren Weg des Abschlusses

6) Schmid, NJW 2013, 2145 (2147).
7) VgL zu diesem Gesichtspunkt im Rahrnen des §308 Nr.4 BGB: Riecke,

in: Schmid/Harz, Mietrecht, 4. Aufl., 2014, Anh.1 Rdn.18 w. N.
8) Siehe hierzu oben 1.
9) Vgl. Hitpafl/Kappus, NJW 2013, 565 (569).

10) LG Frankfurt a.M., WuM 1988, 120.
11) Schmid, in: Harz/Riecke/Schmid, Handbuch des Fachanwalts Mier-

und Wohnungseigentumsrecht, 4. Aufl., 2013, Kap.28 Rdn. 23.
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